Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1345 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. Januar 1967 

II/ 1 — 68070 — 5144/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung 
Nr. 111/64/EWG in bezug auf Milch und Rahm, frisch, weder 
eingedickt noch gezuckert. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 18. Januar 1967 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckcrei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung der Verordnung Nr. 111/64/EWG in bezug auf 
Milch und Rahm, frisch, weder eingedickt noch gezuckert 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 

gestützt auf die Verordnung Nr. 13/64/EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Milch und Milcherzeugnisse ^), insbesondere auf 
Artikel 2 Absatz (2), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgrund der Verordnung Nr. . , ./67/EWG 
gilt die mit der Verordnung Nr. 13/64/EWG fest- 
gelegte Handelsregelung für die Waren der Tarif- 
nummer 04.01 mit einem Fettgehalt von 10 Ge- 
wichtshundertteilen oder mehr; es ist demnach er- 
forderlich, das Verfahren zur Festsetzung der Ab- 
schöpfungsbeträge für diese Waren festzulegen. 

Der Fettgehalt in Gewichtshundertteilen ist ein 
entscheidender Faktor bei der Preisbildung für diese 
Ware; daher ist der Abschöpfungsbetrag für diese 
Waren vom Abschöpfungsbetrag für Butter abzu- 
leiten. 

Um den unterschiedlichen Gewichtsteil der Fett- 
bestandteile des Leiterzeugnisses und der betreffen- 
den Erzeugnisse zu berücksichtigen, müssen bei der 
Berechnung des abgeleiteten Abschöpfungsbetrages 
Koeffizienten angewendet werden, die diesen Unter- 
schied zum Ausdruck bringen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 


„Artikel 6 a) 

Zur Berechnung des abgeleiteten Abschöpfungs- 
betrags für die Erzeugnisse der Warengruppe 
Nr. 14, die der Tarifnr. 04.01 B in Anhang II dieser 
Verordnung angehören, wird der Abschöpfungs- 
betrag für das Leiterzeugnis mit 0,012 multipliziert 
und auf das Ergebnis der Koeffizient angewendet, 
der den Fettgehalt des betreffenden Erzeugnisses 
in Gewichtshundertteilen zum Ausdruck bringt." 

Artikel 2 

In die Warengruppe Nr. 14 des Anhangs I der 
Verordnung Nr. 111/64/EWG wird in der Spalte 
„Warengruppe gemäß der Nomenklatur des An- 
hangs 11" die Tarifnr. „04.01 B" vor der Tarifnum- 
mer 04.02 A III c) 3 eingesetzt. 

Artikel 3 

In Anhang II der Verordnung Nr. 111/64/EWG 
wird die Tarifnr. 04.01 vor der Tarifnr. 04.03 ein- 
gesetzt und erhält folgende Bezeichnung: 


Nr. des Gemein- 
samen Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


04.01 


Milch und Rahm, frisch, weder 
eingedickt noch gezuckert, mit 
einem Fettgehalt von: 

A. weniger als 10 Gewichtshun- 
dertteilen 

B. 10 Gewichtshundertteilen oder 
mehr 


In der Verordnung Nr. 111/64/EWG, die zuletzt 
durch die Verordnung Nr. 138/66/EWG geändert 
wurde, wird folgender Artikel 6 a) eingefügt: 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 549/64 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom S. . . ./67 

■^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3038/66 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am gleichen Tag in Kraft 
wie die Verordnung Nr. . . ./67/EWG des Rats zur 
Änderung der Verordnung Nr. 13/64/EWG in bezug 
auf Milch und Rahm, frisch, weder eingedickt noch 
gezuckert. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


2 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr /67/EWG des Rats zur 

Änderung der Verordnung Nr. i3/64/EWG in bezug 
auf Milch und Rahm, frisch, weder eingedickt noch 
gezuckert, dehnt die Anwendung der Handelsrege- 
lung auf die Erzeugnisse der Tarifnummer 04. Oi 
aus, deren Fettgehalt 10 v. H. oder mehr beträgt. 

2. Es ist daher erforderlich, das Verfahren zur 
Festsetzung der Abschöpfungsbeträge für diese Er- 
zeugnisse festzulegen. Da diese Erzeugnisse den 
Grundstoff zur Herstellung von Butter darsteilen 
und ihr Fettgehalt für die Preisbildung sowie für 
die Buttermenge, die aus ihnen hergestelll werden 
kann, ausschlaggebend ist, ist der Abschöpfungs- 
betrag für diese Erzeugnisse von dem Abschöpfungs- 
betrag für Butter abzuleiten. 

3. Zur Ermöglichung einer richtigen Anwendung 
der vorgeschlagenen Bestimmungen ist es ange- 
bracht, einen Koeffizienten festzusetzen, der den 
Unterschied des Fettgehalts in Gewichtshunderttei- 
len zwischen dem Leiterzeugnis und den betreffen- 
den Erzeugnissen darstellt. 

4. Es erweist sich auch als notwendig, die An- 
hänge I und II der Verordnung Nr. 111/64/EWG zu 
ändern. Die Inkraftsetzung der vorliegenden Ver- 
ordnung muß mit dem Inkrafttreten der Verordnung 
Nr. . . ./67/EWG des Rats übereinstimmen. 
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